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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. August 1970 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die im Handels- 
abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Vereinigten Republik Tansania, der Republik 
Uganda und der Republik Kenia vorgesehenen Schutzmaß- 
nahmen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/ 11 07 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die im Handelsabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Vereinigten Republik 
Tansania, der Republik Uganda und der Republik Kenia 
vorgesehenen Schutzmaßnahmen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

unter Berücksichtigung des am 1970 

in Brüssel Unterzeichneten Handelsabkommens zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Vereinigten Republik Tansania, der Republik 
Uganda und der Republik Kenia, 

unter Berücksichtigung, daß die Verfahren, die bei 
der Durchführung der im Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehenen 
Schutzklauseln anzuwenden sind, im Vertrag selbst 
festgelegt sind, 

unter Berücksichtigung, daß die Einzelheiten da- 
gegen noch festgesetzt werden müssen, nach denen 
die in Artikel 13 des Elandelsabkdmmens vorge- 
sehene Schutzklausel anzuwenden ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission kann auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus beschließen, auf 
Erzeugnisse mit Ursprung in den Partnerstaaten 
der Ostafrikanischen Gemeinschaft Schutzmaßnah- 
men anzuwenden, die sich die Gemeinschaft in Ar- 
tikel 13 des Handelsabkommens zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Vereinig- 
ten Republik Tansania, der Republik Uganda und 
der Republik Kenia - nachstehend Abkommen ge- 
nannt - Vorbehalten hat, und zwar können insbe- 
sondere die den Partnerstaaten der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft gewährten zollmäßigen und sonstigen 
Zugeständnisse vorübergehend ganz oder teilweise 
zurückgezogen werden. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitglied- 
staaten mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwen- 
den. Wurde die Kommission mit einem Antrag eines 
Mitgliedstaates befaßt, so entscheidet sie darüber 
binnen drei Arbeitstagen nach Eingang des Antrags. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommis- 
sion getroffene Maßnahme binnen einer Frist von 
zehn Arbeitstagen nach ihrer Mitteilung dem Rat 
vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die betreffende Maßnahme mit qualifizierter 
Mehrheit ändern oder aufheben. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet der Anwendung des Artikels 1 
kann die Kommission einen Mitgliedstaat ermächti- 
gen, zur Behebung der in Artikel 13 des Abkom- 
mens genannten Störungen oder Schwierigkeiten 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Diese Maßnahmen 
sowie die Entscheidung der Kommission werden 
allen Mitgliedstaaten notifiziert. 

2. In dringenden Fällen können der oder die be- 
treffenden Mitgliedstaaten mengenmäßige Einfuhr- 
beschränkungen einführen. Sie teilen diese Maß- 
nahmen unverzüglich der Kommission und den 
anderen Mitgliedstaaten mit. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines Dring- 
lichkeitsverfahrens und binnen einer Frist von 
höchstens fünf Arbeitstagen nach der in Unter- 
absatz 1 vorgesehenen Notifizierung, ob die Maß- 
nahmen aufrechtzuerhalten, zu ändern oder aufzu- 
heben sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich durch- 
zuführen. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens zehn 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit 
ändern oder aufheben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß 
Absatz 2 getroffen hat, den Rat damit befaßt. Diese 
Aussetzung endet am 30. Tag, nachdem der Rat 
befaßt worden ist, wenn dieser die Entscheidung 
der Kommission inzwischen nicht geändert oder 
aufgehoben hat. 

4. Bei der Anwendung dieses Artikels sind vor- 
zugsweise Maßnahmen zu wählen, die das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören. 

Artikel 3 

1. Bevor die Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 1 
die Anwendung von Schutzmaßnahmen beschließt 
oder einen Mitgliedstaat ermächtigt, solche Maßnah- 
men zu ergreifen, oder sich zu den von dem oder 
den betreffenden Mitgliedstaaten ergriffenen Maß- 
nahmen gemäß Artikel 2 Absätze 1 und 2 äußert, 
nimmt die Kommission Konsultationen vor. 

2. Diese Konsultationen finden im Rahmen eines 
Beratenden Ausschusses statt, der sich aus Vertre- 
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tern der einzelnen Mitgliedstaaten zusammensetzt 
und in dem ein Vertreter der Kommission den Vor- 
sitz führt. 

3. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden 
einberufen. Dieser teilt den Mitgliedstaaten so bald 
wie möglich alle zweckdienlichen Angaben mit. 

Artikel 4 

Die Bestimmungen der Artikel 1 und 2 beeinträch- 
tigen nicht die Anwendung der im Vertrag, insbe- 
sondere in den Artikeln 108 und 109 vorgesehenen 
Schutzklauseln, nach den im Vertrag festgelegten 
Verfahren. 

Artikel 5 

Diese Verordnung steht der vollständigen Anwen- 
dung der Verordnungen über die gemeinsame Orga- 
nisation der Agrarmärkte nicht entgegen. Artikel 2 
gilt nicht für die unter diese Verordnung fallenden 
Erzeugnisse. 


Artikel 6 

Artikel 2 Absätze 2 und 3 werden spätestens am 
31. Dezember 1972 angewandt. 

Vor diesem Zeitpunkt beschließt der Rat, der auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit entscheidet, etwaige Änderungen. 

Die in Artikel 13 Absatz 2 des Abkommens vor- 
gesehene Mitteilung der Gemeinschaft wird von der 
Kommission vorgenommen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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